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Beschlussvorlage zur Behandlung in 6ffentlicher Sitzung

Betreff
Bilrgereingabe nach §24 GO - Erhohung der Hundesteuer 104/18

Beschlussorgan

Ausschuss fur Anregungen und Beschwerden

Gremium Datum

Ausschuss fur Anregungen und Beschwerden 21.01.2020

Beschluss:

Der Ausschuss fur Anregungen und Beschwerden dankt der Petentin flr ihre Eingabe, spricht sich
jedoch gegen eine Erhdhung der Hundesteuer um 300% auf 468,- EUR aus.
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Begrundung:
1. Die Petentin beantragt eine Erhdéhung der Hundesteuer um mindestens 300%.
Zur Begrundung fuhrt sie den Hundedreck an, der von den Besitzern nicht entsorgt wer-
den wirde, Hundeldarm sowie aggressives Verhalten der Hundebesitzer bei Kritik an de-
ren Verhalten. Darlber hinaus beruft sie sich auf die Gefahr durch nicht angeleinte Hun-
de korperliche Schaden zu erleiden.

2. DieVerwaltung empfiehlt, der Eingabe nicht zu folgen.

Mit einem jahrlichen Steuersatz in Hohe von 156,- EUR liegt KoIn, auch 15 Jahre nach
der Einfihrung im Jahre 2004, noch im oberen Bereich im bundesweiten Vergleich aller
Kommunen. Lediglich finf Stadte (Hagen, Mainz, Bonn, Mulheim und Wuppertal) erhe-
ben eine unwesentlich hohere Steuer als Kéln. Der Hochstsatz liegt bei 186,- EUR in
Mainz.

Die Stadt Kdln ist sich durchaus des ordnungspolitischen Charakters der Hundesteuer
bewusst. Gerade in Gro3stadten hat sich in den vergangenen Jahren ein Konfliktpotenti-
al im Zusammenhang mit der Hundehaltung entwickelt. Bei Abwagung der widerstreiten-
den Interessen der Birger im Zusammenhang mit der Haltung von Hunden erscheint ein
Steuersatz in Hohe von 156 Euro angemessen. Die von der Petentin angeregte Steuer-
erhdhung von 300% wirde zu einer Hundesteuer in Hohe von 468 Euro p.a. fuhren.
Auch unter Berucksichtigung der Tatsache, dass die Hundesteuer in Grof3stadten wegen
des hoheren Konfliktpotentials in der Regel héher ist, als in kleineren Kommunen, er-
scheint diese HOhe unverhédltnisméaflig. Es ist insofern sehr zweifelhaft, ob eine derartige
Erhéhung der Hundesteuer in einem gerichtlichen Verfahren Bestand hatte.

Auch bei einem Steuersatz in Hohe von jahrlich 156,- EUR geht die Stadt KoIn davon
aus, dass sie den Lenkungszweck der Steuer -die Eindammung der Hundehaltung- wei-
terhin ausreichend beachtet.

Den von der Petentin vorgebrachten Beschwerden bezlglich des Hundedrecks, -larms
und der Gefahr durch nicht angeleinte Hunde begegnet die Stadt K6In mit verschiedenen
Mafnahmen. Dazu zahlen beispielsweise Informationen auf der Internetseite der Stadt
KoIn fur Hundehalter Uber Freilaufflachen im Stadtgebiet oder Hinweise auf Hundekot-
Tutenspender, Kontrollen von Hundehaltern durch stadtische Mitarbeitende und Ver-
hangung von Verwarn- bzw. Bul3geldern bei Pflichtverstdfien wie zum Beispiel gegen die
Anleinpflicht. Mit all diesen Mal3Bnahmen verfolgt die Stadt Kéin auch das Ziel, die Sensi-
bilitat der Burgerinnen und Burger gerade auch fur die Einhaltung der Sauberkeit zu er-
hohen.

Auch wenn mit der vorgeschlagenen Erhéhung der Hundesteuer vermutlich die Anzahl
der im Stadtgebiet gehaltenen Hunde reduziert werden wirde, so stehen einer solchen
Erhohung jedoch Griinde der VerhaltnismaRigkeit und des UbermafRverbotes entgegen.



	Name
	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Sachverhalt

